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(Ar. 13214.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln für Landgewinnungsarbeiten an der Nord- 
ſeeküſte in den Regierungsbezirken Schleswig und Aurich. Vom 8. April 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
1 ; 1167 . 
V 3 # . 8 ＋ 

Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 5 000 000 Reichsmark für Landgewinnungs⸗ 

arbeiten an der Nordſeeküſte in den Regierungsbezirken Schleswig und Aurich zur Verfügung geſtellt. 
§ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen 

83 
Dj » 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staats rats find gewahrt. 

Berlin, den 8. April 1927. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun, Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13215.) Bekanntmachung, betreffend die abgeänderte Faſſung der 88 1 bis 3, 6, 8 und 35 des Geſetzes 
) vom 28. Auguſt 1905 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. Vom 25. Februar 1927. 
7 1 

Auf Grund der im § 8 des Geſetzes für eine zweite Abänderung des Geſetzes vom 28. Auguſt 1905 über die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (Geſetzſamml. S. 373) vom 25. Mai 1926 (Geſetzſamml. S. 165) 
gegebenen Ermächtigung wird hiermit der Wortlaut der $$ 1 bis 3, 6, 8 und 35 des Geſetzes vom 28. Auguſt 
1905 in der vom 25. Mai 1926 ab geltenden Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 

Berlin, den 25. Februar 1927. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. | 
Hirtſiefer. 5 


Abgeänderte Faſſung der 88 bis 3, 6, 8 und 35 des Geſetzes vom 
28. Auguſt 1905 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 


J 9 1. 
Außer den in dem § 1 des Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 
30. Juni 1900 Reichsgeſetzbl. S. 306) aufgeführten Fällen der Anzeigepflicht — bei Ausſatz (Leprch, Cholera 
laſiatiſcher), Fleckfieber (Flecktypphus), Gelbfieber, Peſt (orientaliſcher Beulenpeſt), Pocken (Blattern) — iſt jede 
(Lierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 30. April 1927.) 
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Erkrankung und jeder Todesfall an Diphtherie Rachenbräune), Gehirnentzündung, epidemiſcher (Encephalitis 
lethargica sive epidemica, hyperkinetica, akinetica, chronica) Genickſtarre, übertragbarer, Kindbettfieber 
(Wochenbett, Puerperalfieber), Kinderlähmung, epidemiſcher, Körnerkrankheit (Granuloſe, Trachom), Rückfall ⸗ 
fieber (Febris recurrens), Ruhr, übertragbarer (Dysenterie), Scharlach (Scharlachfieber), Typhus (Unterleibs⸗ 
typhus), Milzbrand, Rotz, Tollwut (Lyſſa) ſowie Bißverletzungen durch tolle oder der Tollwut ver⸗ 
dächtige Tiere, Fleiſch⸗, Fiſch⸗ und Wurſtvergiftung, Trichinoſe ſowie auch jeder Verdachtsfall an Typhus 
(Unterleibstyphus) der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuſtändigen Polizeibehörde 
innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis anzuzeigen. 5 

Als typhusverdächtig gelten auch ſolche anſcheinend geſunde Perſonen, deren Ausſcheidungen die Erreger des 
Typhus enthalten (Bazillenträger, Typhusdauerausſcheider). 

Wechſelt der Erkrankte beziehungsweiſe bei Typhus auch der Typhusverdächtige die Wohnung oder den Auf- 
enthaltsort, ſo iſt dies innerhalb vierundzwanzig Stunden nach erlangter Kenntnis bei der Polizeibehörde, bei einem 
Wechſel des Aufenthaltsorts auch bei derjenigen des neuen Aufenthaltsorts, zur Anzeige zu bringen. 


82. 
Zur Anzeige find verpflichtet: i 
1. der zugezogene Arzt ; 
2. der Haushaltungsvorſtand; 
3. jede ſonſt mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beſchäftigte Verfon; 4 
4. derjenige, in deſſen Wohnung oder Behaufung der Erkrankungs- oder Todesfall ſich ereignet hat; 
5. der Leichenſchauer. - inte! N 
Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten Perſonen tritt nur dann ein, wenn ein früher genannter 
Verpflichteter nicht vorhanden iſt. f 
Bei Typhusdauerausſcheidern find nur die unter I und 2 genannten Perſonen zur Anzeige verpflichtet. 


f 93. f 

Für Krankheits⸗ und Todesfälle, welche ſich in öffentlichen Kranken, Entbindungs⸗ Pflege-, Gefangenen⸗ 
und ähnlichen Anſtalten ereignen, iſt der Vorſteher der Anſtalt oder die von der zuſtändigen Stelle damit beauftragte 
Perſon ausſchließlich zur Erſtattung der Anzeige verpflichtet. a N 

Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erſtattung der Anzeige verpflichtete Haushaltungsvorſtand der 
Schiffer oder Floßführer oder deren Stellvertreter. 5 

Dieſelben Perſonen haben auch die für Typhusdauerausſcheider vorgeſchriebene Anzeige zu erſtatten. 

Der Miniſter der Medizinalangelegenheiten iſt ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Miniſter für Handel 
und Gewerbe Beſtimmungen darüber zu erlaſſen, an wen bei Krankheits- und Todesfällen, welche auf Schiffen oder 
Flößen vorkommen, die Anzeige zu erſtatten iſt. Ars a. 

Auf Erkrankungen, Verdacht der Erkrankungen und Todesfälle an Gehirnentzündung, epidemiſcher, Genick⸗ 
ſtarre, übertragbarer, Kindbettfieber, Kinderlähmung, epidemiſcher, Typhus (Unterleibstyphus) ſowie auf Erkran⸗ 
kungen und Todesfälle an Rückfallfieber, Ruhr, übertragbarer, Milzbrand, Rotz, Tollwut, Bißverletzungen durch tolle 
oder der Tollwut verdächtige Tiere, Fleiſch⸗, Fiſch⸗ und Wurſtvergiftung, Trichinoſe finden die in den §8 6 bis 10 des 
Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, enthaltenen Beſtimmungen über die Er⸗ 
mittelung der Krankheit entſprechende Anwendung. Befindet ſich jedoch der Kranke in ärztlicher Behandlung, ſo 
iſt dem beamteten Arzte der Zutritt unterſagt, wenn der behandelnde Arzt erklärt, daß von dem Zutritte des be⸗ 5 
amteten Arztes eine Gefährdung der Geſundheit oder des Lebens des Kranken zu befürchten iſt. Vor dem Zutritte 
des beamteten Arztes ift dem behandelnden Arzte Gelegenheit zu dieſer Erklärung zu geben. 

J Außerdem iſt bei Kindbettfieber oder Verdacht desſelben dem beamteten Arzte der Zutritt nur mit Zuſtimmung 
des Haushaltungsvorſtandes geſtattet. 12007 | 5415 

Auch kann bei Typhus⸗ oder Rotzverdacht eine Offnung der Leiche polizeilich angeordnet werden, inſoweit der 
beamtete Arzt dies zur Feſtſtellung der Krankheit für erforderlich hält. Fig 790 | 

Bei Diphtherie, Körnerkrankheit und Scharlach hat die Ortspolizeibehörde nur die erſten Fälle ärztlich feſt⸗ 
ſtellen zu laſſen, und dies auch nur dann, wenn ſie nicht von einem Arzte angezeigt ſind. 

Perſonen, gegen die begründeter Verdacht beſteht, daß in ihren Ausſcheidungen Typhuserreger enthalten ſind, 
haben auf Erfordern des beamteten Arztes oder der Polizeibehörde ihre Ausſcheidungen zur bakteriologiſchen Unter⸗ 
ſuchung zur Verfügung zu ſtellen. 

88. 


Zur Verhütung der Verbreitung der nachſtehend genannten Krankheiten können für die Dauer der Krankheits- 
gefahr die Abſperrungs⸗ und Aufſichtsmaßregeln der $$ 12 bis 19 und 21 der Reichsgeſetzes, betreffend die Bekämp⸗ 
fung gemeingefährlicher Krankheiten, nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen polizeilich angeordnet 
werden, und zwar bei: i 

1. Diphtherie Rachenbräune): Abſonderung kranker Perſonen (8 14 Abſ. 2), jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Überführung von Kindern in ein Krankenhaus oder in einen andern geeigneten Unterkunfts⸗ 
raum gegen den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn nach der Anſicht des 
beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine ausreichende Abſonderung in der Wohnung ſicher⸗ 
geſtellt ift, Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), Überwachung 
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der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Aufbewahrung ſowie des Vertriebes von Gegen⸗ 
ſtänden, welche geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der 
Krankheit erforderlichen Maßregeln (§ 15 Nr. 1 und 2) mit der Maßgabe, daß dieſe Anordnungen 
nur für Ortſchaften zuläſſig find, welche von der Krankheit befallen find, Fernhaltung von dem Schul; 


und Unterrichtsbeſuche ($ 16), Desinfektion (8 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der 


1a. 


t he 


3a. 


m 


Leichen ($ 21) / 
Gehirnentzündung, epidemiſcher: Beobachtung akut kranker, krankheits verdächtiger und anſteckungs⸗ 
verdächtiger Perſonen (812), Abſonderung akut kranker und krankheitsverdächtiger Perſonen (§ 14 Abſ. 2 


und 3), jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein Krankenhaus oder in einen 


anderen geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, 
wenn nach der Anſicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine ausreichende Abſonderung 
in der Wohnung ſichergeſtellt iſt, Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal (814 
Abſ. 5), Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche ($ 16), Desinfektion bei akut kranken 
und krankheitsverdächtigen Perſonen (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßnahmen bezüglich der 


Leichen (§ 21) 
„Genickſtarre, übertragbarer: Beobachtung kranker, krankheitsverdächtiger und anſteckungsverdächtiger 


Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2), Verkehrsbeſchränkungen für das 
berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 Abs. 5), Fernhaltung von dem Schul und Unterrichts- 


beſuche (§ 16), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3); 
„Kindbettfieber (Wochenbett⸗, Puerperalfieber): Verkehrsbeſchränkungen für Hebammen und Wochen- 


bettpflegerinnen (5 14 Abſ. 5), Desinfektion (5 19 Abſ. 1 und 3). : 

Arzte ſowie andere die Heilkunde gewerbsmäßig betreibende Perſonen haben in jedem Falle, in 
welchem ſie zur Behandlung einer an Kindbettfieber Erkrankten zugezogen werden, unverzüglich die 
bei derſelben tätige oder tätig geweſene Hebamme zu benachrichtigen. 

Hebammen oder Mochenbettpflegerinnen, welche bei einer an Kindbettfieber Erkrankten während 
der Entbindung oder im Wochenbette tätig ſind, iſt während der Dauer der Beſchäftigung bei der Er⸗ 
krankten und innerhalb einer Friſt von acht Tagen nach Beendigung derſelben jede anderweite 
Tätigkeit als Hebamme oder Wochenbettpflegerin unterſagt. Auch nach Ablauf der achttägigen Friſt 
iſt eine Wiederaufnahme der Tätigkeit nur nach gründlicher Reinigung und Desinfektion ihres 
Körpers, ihrer Wäſche, Kleidung und Inſtrumente nach Anweiſung des beamteten Arztes geſtattet. 
Die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit vor Ablauf der achttägigen Friſt iſt jedoch zuläſſig, wenn 
der beamtete Arzt dies für unbedenklich erklärt ; 

Kinderlähmung, epidemiſcher: Beobachtung kranker, krankheitsverdächtiger und anſteckungsverdäch⸗ 
tiger Perſonen (§ 12), Abſonderung kranker und krankheitsverdächtiger Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3), 


jedoch mit der Maßgabe, daß die Überführung von Kindern in ein Krankenhaus oder in einen anderen 


geeigneten Unterkunftsraum gegen den Widerſpruch der Eltern nicht angeordnet werden darf, wenn 
nach der Anſicht des beamteten Arztes oder des behandelnden Arztes eine ausreichende Abſonderung 
in der Wohnung ſichergeſtellt ift, Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßige Pflegeperſonal ($ 14 
Abſ. 5), Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (§16), Desinfektion bei kranken und 
krankheitsverdächtigen Perſonen ($19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen ($ 21); 
Körnerkrankheit(Granulos e, Trachom): Beobachtung kranker und krankheitsverdächtiger Perſonen (§ 12), 
Meldepflicht (§ 13), Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3) 


„Lungen- und Kehlkopftuberkuloſe: Desinfektion (5 19 Abſ. 1 und 3) 7 
. Rüdfallfieber (Febris recurrens): Beobachtung kranker Perſonen (§ 12), Meldepflicht(§ 13), Abſonde⸗ 


rung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3), Kennzeichnung der Wohnungen und Häuſer ($ 14 Abſ. 4), 

Verkehrsbeſchränkungen für das berufsmäßie Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), Verbot oder Beſchränkung 

der Anſammlung größerer Menſchenmengen (§ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen 

Charakter angenommen hat, Überwachung der Schiffahrt ($ 15 Nr. 4 und 5), Fernhaltung von dem 

849 0,1 50% (816), Räumung von Wohnungen und Gebäuden (818), Desinfektion 
1 und 3) N N f N 


Ruhr, übertragbarer (Dysenterie): Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2), Verbot oder Beſchrän⸗ 


kung der Anſammlung größerer Menſchenmengen ($ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epidemiſchen 


Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (§ 16), Verbot oder 


10. 


Beſchränkung der Benutzung von Waſſerverſorgungsanlagen uſw. (§ 17), Räumung von Wohnungen 
und Gebäuden (§ 18), Desinfettion (819 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (821); 


Scharlach: wie zu Nr. 1) 5 1000 
Syphilis, Tripper und Schanker, bei Perſonen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben: Beobachtung 


1 1. % oder anſteckungsverdächtiger Perſonen (§ 12), Abſonderung kranker Perſonen 
2) / Feed ‚Bl f 


Typhus (Unterleibstyphus): Beobachtung kranker Perſonen (§ 12), Meldepflicht (813), Abſonderung 
kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3 Satz 1), Kennzeichnung der Wohnungen und Häuſer ($ 14 Abſ. 4), 


Verkehrsbeſchränkungen für das wude Pflegeperſonal ($ 14 Abſ. 5), Überwachung der gewerbs⸗ 


mäßigen Herſtellung, Behandlung und Auf 


| ewahrung ſowie des Vertriebs von Gegenſtänden, welche 
geeignet ſind, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit 
erforderlichen Maßregeln ($ 15 Nr. 1 und 2) mit der in Nr. 1 bezeichneten Maßgabe, Verbot oder Be⸗ 


1 


ſchränkung der Anſammlung größerer Menſchenmengen (§ 15 Nr. 3), ſobald die Krankheit einen epi⸗ 
demiſchen Charakter angenommen hat, Fernhaltung von dem Schul- und Unterrichtsbeſuche (§ 16), Ver⸗ 
bot oder Beſchränkung der Benutzung von Waſſerverſorgungsanlagen uſw. (§ 17), Räumung von 
Wohnungen und Gebäuden ($ 18), Desinfektion (8 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich 
der Leichen (§ 21); a 
11. Milzbrand: Überwachung der gewerbsmäßigen Herſtellung, Behandlung und Aufbewahrung ſowie 
des Vertriebs von Gegenſtänden, welche geeignet find, die Krankheit zu verbreiten, nebſt den zur Ver⸗ 
hütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln (§ 15 Nr. 1 und 2) mit der in Nr. 1 
60% Maßgabe, Desinfektion (§ 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen 
Au 21); 
12. Rotz: Beobachtung kranker Perſonen ($ 12), Abſonderung kranker Perſonen ($ 14 Abſ. 2 und 3 Satz 1), 
Desinfektion (5 19 Abſ. 1 und 3), Vorſichtsmaßregeln bezüglich der Leichen (5 21) / 
13. Tollwut: Beobachtung gebiffener Perſonen (§ 12), Abſonderung kranker Perſonen (§ 14 Abi. 2). 
Erkrankungsfälle, in welchen Verdacht von Kindbettfieber (Nr. 3), Rückfallfieber (Nr. 6), Typhus (Nr. 10) 
und Rotz (Nr. 12) vorliegt, ſind bis zur Beſeitigung dieſes Verdachts wie die Krankheit ſelbſt zu behandeln. 
935. 
Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Haft wird beſtraft: 

1. wer die ihm nach den $$ 1 bis 3 oder nach den auf Grund des § 5 des gegenwärtigen Geſetzes von dem 
Staatsminiſterium erlaſſenen Vorſchriften obliegende Anzeige ſchuldhaft unterläßt. Die Strafver⸗ 
folgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, obwohl nicht von dem zunächſt Verpflichteten, doch rechtzeitig 
gemacht worden iſt ; 

2. wer bei den in dem § 6 Abſ. 1 des gegenwärtigen Geſetzes aufgeführten Krankheiten oder in den Fällen 
des $ 6 Abſ. 5 ſowie in den Fällen des §7 dem beamteten Arzte den Zutritt zu dem Kranken oder zur 
Leiche oder die Vornahme der erforderlichen Unterſuchungen verweigert / 

3. wer bei den übertragbaren Krankheiten, auf welche die Beſtimmungen des $ 7 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, für anwendbar erklärt worden find (58 6 
Abſ. 1, 7 des gegenwärtigen Geſetzes), dieſen Beſtimmungen zuwider über die daſelbſt bezeichneten 
Umſtände dem beamteten Arzte oder der zuſtändigen Behörde die Auskunft verweigert oder wiſſenklich 
unrichtige Angaben macht 


4. wer den auf Grund der §8 8 und 11 des gegenwärtigen Geſetzes in Verbindung mit § 13 des vorbe⸗ 


zeichneten Reichsgeſetzes über die Meldepflicht erlaſſenen Anordnungen zuwiderhandelt. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Nechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). * 


In Nr. 6 des Miniſterialblatts der Handels- und Gewerbeverwaltung vom 29. März 1927 auf S. 76 
iſt eine Ergänzung der Vorſchriften über den Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen ſowie über den 
Geſchäftsbetrieb der Verſteigerer vom 10. Juli 1902 verkündet, die ſofort in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 7. April 1927. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Februar 1927 
über die Genehmigung des erſten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung 
(Ausgabe 1926) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 12 S. 71, ausgegeben am 19. März 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Februar 1927 
über die Genehmigung einer Abänderung des erſten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Land- 
ſchaftsordnung (Ausgabe 1926) f 8 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 12 S. 75, ausgegeben am 19. März 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. März 1927 
. über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Marienwerder für den Neubau 
einer Kreisſtraße von Groß Krebs nach Ottotſchen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 14 S. 40, ausgegeben am 2. April 1927. 
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